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Fallzahlen für ambulante Beratung 2012
Name des
Frauenhauses

Beratung
insges.

Beratung ohne
FH-Aufenthalt

Beratung mit
FH-Aufenthalt

telefon. persönl. telefon. persönl.
Altenburg 219 32 87 38 62
Apolda 529 110 388 0 31
Bad Langensalza 520 90 304 11 115
Eisenach 774 215 227 41 291
Erfurt 501 182 244 0 75
Gera 581 130 295 43 113
Gotha 302 172 34 67 29
Greiz 281 61 32 63 125
Ilmkreis 99 58 27 4 10
Jena 554 87 373 25 69
Leinefelde 109 0 34 0 75
Meiningen 208 30 72 11 95
Rudolstadt 904 85 542 14 263
Sondershausen 880 516 292 24 48
Sonneberg 191 32 41 46 72
Weimar 1835 1248 327 48 212

„Frauenhäuser
haben keine
starke Lobby“
Grüne für Finanzierung durch den Bund
n Von Elmar Otto

Erfurt. Die Frau ist von ihrem
Mann in der gemeinsamen
Wohnung geschlagen worden,
sie ist in höchster Not, weiß
nicht,wohin. Siewählt dieNum-
mer des Frauenhauses.
Nicht selten passieren diese

gewalttätigen Übergriffe häusli-
cher Gewalt in den Abendstun-
den, und oftmals sind die Mit-
arbeiterinnen des Frauenhauses
nach einem anstrengenden
Arbeitstag dann bereits zu Hau-
se – aber dankHandy eben doch
in ständiger Bereitschaft.
Es ist ein Job, der eine hohe

Flexibilität und Belastbarkeit
voraussetzt und der noch weit
mehr beinhaltet, als ein beson-
ders ausgeprägtes Einfühlungs-
vermögen. Die bestens qualifi-
zierten und in der Regel studier-
ten Frauenhausmitarbeiterin-
nen müssen sich um das Putzen
ebensowie dieWäsche, die Bud-
getverwaltung oder Schulungen
undBeratungen kümmern.
„Frauenhäuser funktionieren

wie ein kleines Unternehmen“,
sagt Marjana Dunkel. Die Dip-
lom-Sozialpädagogin muss es
wissen, sie arbeitet im Frauen-
haus der evangelischen Stadt-
mission in Erfurt. Doch wäh-
rend die finanzielle und perso-
nelle Situation in der Landes-
hauptstadt vergleichsweise gut
ist, sich die fünf Mitarbeiterin-
nen um 24 Plätze beziehungs-
weise elf Zimmer zu kümmern
haben, sind aus ländlichen Re-
gionen wie Greiz oder Leinefel-
de Klagen zu hören. Auch im
Ilmkreis waren die acht Plätze
für die drei Teilzeitkräfte irgend-
wann nicht mehr zu schaffen.
„NacheinerWocheBereitschaft
braucht man auch einen gewis-
sen Abstand“, berichtet Dunkel
aus eigener Erfahrung. Inzwi-
schen werden die Frauen in Not
aus Südthüringen vonErfurt aus
mitbetreut.
Doch obwohl derBeruf in den

Frauenhäusern die Beschäftig-
ten dort immer wieder an ihre
Grenzen bringt, hält sich die
Vergütung aus der Sicht der
bündnisgrünen Landtagsabge-
ordneten Astrid Rothe-Beinlich

sehr in Grenzen. Ein Grund da-
für: „Frauenhäuser haben im
Ministerium keine oder zumin-
dest keine starke Lobby“, sagt
sie im TLZ-Gespräch. Einerseits
würden hohe fachliche Stan-
dards gesetzt, andererseits steh-
le sich das Land bei der Bezah-
lung aus derVerantwortung.
Sozialministerin Heike Tau-

bert (SPD) hält dagegen, die
Obergrenze sei auf Grund der
Tarifsteigerungen bereits auf
49 900Euro erhöhtworden. Zu-
ständig für die Eingruppierung
der Frauenhausmitarbeiterin-
nen seien aber die jeweiligen
Träger – also Kommunen, Kir-
chen oder Sozialverbände.
Rothe-Beinlich will sich mit

dieser Antwort nicht abfinden.
Zumal die aktuellsten Zahlen
aus dem Ministerium besagen,
dass es einen ganz offensichtli-
chen Bedarf gibt, was gut an der
Zahl der Beratungen abzulesen
ist (siehe Tabelle unten). Zudem
haben 2012 insgesamt 159 Be-
wohnerinnen bis zu einer Wo-
che in Frauenhäusern und Frau-
enschutzwohnungen verbracht,
bis zu einemMonat suchten 112
Frauen Unterschlupf, 117 sogar
bis zu drei Monate. Und nicht
selten verlängerte sich der Auf-
enthalt auf sechs Monate (42
Frauen) oder gar ein ganzes Jahr
(10 Frauen).
„Das Thema häusliche Ge-

walt ist ein über Jahre gleichblei-
bendes Phänomen,mit einer ho-
hen Dunkelziffer“, sagt Sozial-
pädagogin Dunkel. In der Logik
des Ministeriums sind trotz der
Reduzierung der Frauenhäuser,
aber ausreichend Anlaufstellen
vorhanden. „Derzeit gibt es in
Thüringen in elf Landkreisen
und kreisfreien Städten Frauen-
schutzeinrichtungen mit insge-
samt 174 Betreuungsplätzen“,
so Taubert.
Für Rothe-Beinlich steht fest,

dass Frauenhäuser künftig als
PflichtaufgabendurchdenBund
finanziert werden sollten. Dass
dies in absehbarer Zeit ge-
schieht, ist aber eher unwahr-
scheinlich. Derzeit seien „keine
Mehrheiten für eine bundesein-
heitliche Regelung“ zu erwar-
ten, lässt Taubert wissen.

Das Weimarer Dreieck
bewährt sich in der Krise
Steinmeier warnt vor einer „Spirale der Eskalation“ – Ukraine nicht in die Nato
n Von Hartmut Kaczmarek

Weimar. Die drei nennen sich
mittlerweile bei ihren Vorna-
men: Frank-Walter, Laurent
und Radek. Die Außenminister
Deutschlands, Frankreichs und
Polens haben am 20. Februar in
Kiew gemeinsamdasBlutvergie-
ßen beendet, wenn der von ih-
nen ausgehandelte Vertrag auch
nurwenigeTagehielt. Seither se-
hen sie sich häufig, bei diversen
Krisentreffen, am Wochenan-
fang in Weimar, dann bei der
Nato in Brüssel, demnächst wie-
der im Kreis der EU-Außenmi-
nister.
Das Weimarer Dreieck, 1991

in derKlassikerstadt vondenda-
maligen Außenministern Gen-
scher, Skubiszewski undDumas
ins Leben gerufen, hat in der
gegenwärtigen außenpoliti-
schen Krise um die Krim erheb-
lich an Bedeutung gewonnen.
Hier werden die Weichen ge-
stellt – inWeimar für die Krisen-
diplomatie der nächsten Tage.
Denn imEiltempo ging es für die
Außenminister von Weimar aus
nach Brüssel, wo die Nato auf
eine angemessene Antwort auf
die osteuropäischen Wünsche
nachmehr Sicherheit rang.
Diplomatie in Zeiten der

Krim-Krise: Es ist eine Fahrt auf
Sicht, bei derman sich nur an ei-
nigen wenigen Leitplanken
orientieren kann. Und die be-
kräftigten die Außenminister
Steinmeier, Fabius und Sikorski
bei ihrer Zusammenkunft in
Weimar noch einmal: Koopera-
tion in Europa ist wichtig, eine
neue Spaltung des Kontinents
soll verhindert werden, eine Spi-

rale der Eskalation darf es nicht
geben,wobei gleichzeitig die ost-
europäischen Nato-Länder sich
der Solidarität und des Bündnis-
Schutzes sicher sein sollen. In
diesem Spannungsfeld bewegen
sich die drei Außenminister bei
ihrenGesprächen inWeimar.
Die schwierigste Frage wird

den Drei bei einer Pressekonfe-
renz gleich von einem polni-
schen Journalisten gestellt:
Wann kehrt die Krim zur Ukrai-
ne zurück? Frank-Walter Stein-
meier atmet einmal kräftig
durch, dann verurteilt er in den
bekannten Worten die Anne-
xion der Krim durch Russland
als Völkerrechtsverletzung, fügt
aber im gleichen Atemzug hin-
zu: „Ichkannnicht versprechen,
dass dieser Konflikt kurzfristig
zu lösen ist. Die Standpunkte
beider Seiten liegen weit ausei-
nander.“ Aus dem Diplomaten-
deutschübersetzt heißt das, dass
der Westen sich mit der Einver-
leibung der Krim durch Russ-
land mehr oder weniger zähne-
knirschend abgefunden hat,
dass man es bei Protesten und
Sanktionen belassen wird. Im
Vordergrund aller Bemühungen
steht jetzt die Frage, obRussland
an den Grenzen der Ukraine
Stopp machen wird oder ob die
Destabilisierung der Ukraine,
begleitet von militärischen
Machtdemonstrationen an den
Grenzen, fortgesetzt wird.
„Kleine Signale der Deeskala-

tion“, kann Frank-Walter Stein-
meier immerhin in der Krisenre-
gion ausmachen. 100 Beobach-
ter der OSZE sind in der Ost-
und Süd-Ukraine unterwegs, um
über Aktivitäten der russischen

Armee zu berichten, es gibt bis-
lang unbestätigte Nachrichten,
dass die russische Armee ein
Bataillon zurückgezogen hat.
Jetzt wollen sich die drei Außen-
minister bemühen, Russland
und die Ukraine an einen Tisch
zu bekommen. Den internatio-
nalen Rahmen dafür sind sie be-
reit zu organisieren. Außerdem
will die EU der Ukraine unter
die Arme greifen. Eine Gruppe
deutscher Staatssekretäre son-
diert derzeit in Kiew die Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit,
Polen berät die ukrainische Re-
gierung bei Fragen der Dezent-
ralisierung.
Bleibt die militärische Seite

der Krise. Die osteuropäischen
Länder haben im Vorfeld der
Nato-Tagung signalisiert, dass
sie sich eineVerstärkung desmi-
litärischen Engagements wün-
schen und vorstellen können.
Steinmeier, dasmacht er inWei-
mar deutlich, plädiert in dieser
Frage für eine Politik der Zu-
rückhaltung. Auf der einen Seite
müsseman„Signale dernotwen-
digen Solidarität“ an die Staaten
senden, die sich bedroht fühlen,
sagt er. „Sie müssen fühlen, dass
sie sich der Nato-Solidarität si-
cher seinkönnen.“Aufder ande-
ren Seite ist er dagegen, in der
aktuellen Situation die Außen-
und Sicherheitspolitik Europas
voneinander zu trennen. Auch
die Nato solle eingepasst wer-
den in alle Versuche, den Kon-
flikt zu entschärfen.
Die Sorge um ein expansives

Russland treibt vor allem die
Polen um. Das machen die pol-
nischen Journalisten, die in gro-
ßer Zahl nach Weimar gekom-

men sind, in Gesprächen am
Rande der Konferenz immer
wieder deutlich. Und auch
PolensAußenminister Radek Si-
korski lässt keinen Zweifel da-
ran, dass er sich eine Erhöhung
der militärischen Präsenz des
Bündnisses auch in seinem
Land wünscht. Bisher ist die
Nato nicht mit Truppen anderer
Bündnispartner in den Ländern
Osteuropas präsent. „Zwei
schwere Brigaden der Nato in
unserem Land würden uns freu-
en“, übt sich Sikorski nicht in
Zurückhaltung. Zu einer Briga-
de zählen bis zu 5000 Soldaten.
Bisher besteht in der Nato nur
Einigkeit darüber, die Luftraum-
überwachung über dem Balti-
kum zu verstärken.
Steinmeier, das macht er im-

mer wieder deutlich, setzt eher
auf Gespräche und warnt vor
einer Spirale der Eskalation.
Auch „einen Weg zur Nato-Mit-
gliedschaft der Ukraine sehe ich
nicht“, sagt er inWeimar.
Weimar ist für die drei Außen-

minister eine Zwischenstation –
aber eine wichtige. Hier unter-
streichen sie noch einmal, dass
aus der vor 23 Jahren begonne-
nen Zusammenarbeit echte
Freundschaft geworden ist.
„Wir können uns aufeinander

verlassen“, sagt ein polnisches
Delegationsmitglied äußerst zu-
frieden. Das „Weimarer Drei-
eck“ ist ein stabiler Pfeiler der
europäischen Außenpolitik.
Das haben die drei hier am
Gründungsort deutlich ge-
macht. Die Krisendiplomatie
geht weiter. Im Eiltempo ging es
zum Erfurter Flughafen. Dort
wartete der Flieger zurNato.

Bewährungsprobe in der Krise: Die Außenminister Laurent Fabius (Frankreich,links), Frank-Walter Steinmeier (Deutschland, Mitte) und Ra-
dek Sikorski (Polen) bekräftigten imWeimarer Stadtschloss ihre Zusammenarbeit. Foto: dpa

Richter droht mit Ordnungshaft
Der unwillige Zeuge wirkte nach kurzer Bedenkzeit wie ausgewechselt
n Von Kai Mudra

München/Jena. „Wenn Sie sich
weigern auszusagen, wird man
Ordnungsmittel in Betacht zie-
hen.“ Zum ersten Mal im NSU-
Prozess drohte am 100. Ver-
handlungstag Richter Manfred
Götzl einem Zeugen mit „Ord-
nungsgeld“ oder sogar „Ord-
nungshaft“. „Lassen Sie sich das
durch den Kopf gehen“, er-
mahnte der Richter den 44-Jäh-
rigen, der in T-Shirt und Latzho-
se vor ihm auf dem Zeugenplatz
saß. Thomas R., ein Mann mit
Glatze, Bart, Brille – und Tattoo
in seinem Stiernacken – bekam
zehnMinutenBedenkzeit.
Danach wirkte der Zeuge wie

ausgewechselt und berief sich
darauf, dass gegen ihnwegender
verbotenen Neonazi-Organisa-
tion „Blood & Honour“ ermit-
telt wurde. Erwisse nicht, ob das

Verfahren bereits beendet ist.
Das Gericht unterbrach erneut
die Verhandlung. Eine Nachfra-
ge bei der Staatsanwaltschaft in
Dresden ergab, dass ein solches
Verfahren 2010 eingestellt wur-
de.Da dieAuskunft aber nur per
Telefon erfolgte, beendet Götzl
die Befragung des Ausbaumau-
rers undkündigte ihman, dass er
erneut geladenwird.
Thomas R. soll UweMundlos,

Beate Zschäpe und Uwe Böhn-
hardt nach deren Flucht aus Je-
na, Ende Januar 1998, etwa zwei
Wochen in seiner Wohnung
untergebracht haben. Sein gest-
riges Auftreten im Schwurge-
richtssaal A101 kann nur als
dreist beschrieben werden. Was
er beruflichmache, wollte Götzl
zuBeginn derBefragungwissen.
„Nix“, folgte als Antwort. Ob er
Kontakt zu Mundlos, Zschäpe
undBöhnhardt gehabt habe. „Ir-

gendwann kennengelernt“,
wann wisse er nicht, kommt im
breiten Sächsisch. Sie seien
eines Tages zu ihm gekommen,
hätten geschlafen und seien
dann wieder weg. „Das war‘s“,
so der Zeuge.
So eine Antwort, akzeptiert

Manfred Götzl niemals. „Viel-
leicht erzählen sie Mal, wie die
zu Ihnen gekommen sind.“ Sie
hätten bei ihm geklingelt und ge-
fragt, ob sie dort schlafen könn-
ten. „Dann haben sie bei mir ge-
schlafen.“ Wann das gewesen
sei, wollte der Richter wissen.
Wo der Zeuge damals gewohnt
habe, welche Hausnummer und
ob es üblich wäre, Unbekannte
übernachten zu lassen. Zumeist
warf der 44-Jährge dann dem
Richterweitere Fakten alsWort-
brocken hin. Manchmal musste
er seine Wortfetzen auch wie-
derholen, weil Götzl das Säch-

sisch nicht richtig verstanden
hatte.
Nur unwillig gab der offenbar

Arbeitslose zu seinem Lebens-
lauf Auskunft. Ob er in Chem-
nitz aufgewachsen sei? „Nö, in
Karl-Marx-Stadt“, ertönte es
trotzig. Ob er Mundlos, Böhn-
hardt und Zschäpe früher schon
einmal getroffen habe, wollte
Götzlwissen.DerZeugedrucks-
te herum. Innerhalb von zwei
Stunden erfragte Götzl, dass
Thomas R. mit Zschäpe, Mund-
los undBöhnhardt noch ins Jahr
2000 oder sogar 2001 Kontakt
gehalten hatte. Es seien Videos
und Computerspiele getauscht
worden. R. war einer der weni-
gen aus der Chemnitzer Zeit, die
auch vomUmzug des Trios nach
Zwickau wussten und sie in
einer der dortigen Wohnungen
besucht hatten. R. besaß sogar
eine Telefonnummer des Trios.

„Von Antifa bis Rotarier“
Nach Dokumentation über Neonazis jetzt Vernetzung
Weimar/Gera. (ger) In Weimar
begannvor zwei JahrendieFilm-
tour von „Blut muss fließen“,
einer Dokumentation überNeo-
nazis, ihre Musik und ihre inter-
nationalen Strukturen. Dabei
wird auch das Augenmerk auf
Gera gelenkt, wo Neonazis mit
Musik Sympathisanten gewin-
nen wollen. Jetzt veranstaltet
Filmfaktum in Weimar ein Ver-
netzungstreffen.
In der Europäischen Jugend-

bildungs- und Jugendbegeg-
nungsstätte werden sich von
Freitag, 4., bis Sonntag, 6. April,
vor allem Mitglieder von ehren-
amtlichen Initiativen gegen
Rechtsextremismus zusammen-
finden. Es sollen neueWege und
Strategien entwickelt werden,
umdie Politik zu kompromisslo-
sem Handeln gegen jede Form
von Neonazismus zu bewegen,
sodieVertreter vonFilmfaktum.

Mit dabei: Peter Ohlendorf, der
Regisseur von „Blut muss flie-
ßen“. Per Skype wird Thomas
Kuban, der undercover in der
Neonazi-Szene lange Jahre re-
cherchiert hat, am ersten Abend

zugeschaltet sein. Zudemstellen
sich am Freitagabend noch zwei
mutige Initiativen vor: der hae-
kelclub590HammunddasFürs-
tenfeldbrucker Bündnis.
Der Samstag ist vor allem den

Arbeitsgruppenvorbehalten, die
sich mit Neonazismus in der
Stadt undauf demLand,Organi-
sation des Widerstands, Musik
und Lebenswelt Demokratie be-
schäftigen. Die Ergebnisse wer-
den amSonntag vorgestellt.
Peter Ohlendorf, der „Blut

muss fließen“ mittlerweile in
ganz Deutschland und darüber
hinaus präsentiert hat, erklärt:
„Unser Publikum reicht von der
Antifa bis zu den Rotariern. Das
ist ein ziemlich breites gesell-
schaftliches Spektrum, das wir
mit unseremFilm erreichen.“

@ www.filmfaktum.de

Beim Vernetzungstreffen in
Weimar: Peter Ohlendorf, der Fil-
memacher von „Blut muss flie-
ßen“. Foto: Sabine Brandt

Land muss
EU-Gelder
abschreiben
n Von Knut Pries

Brüssel/Erfurt. Thüringenmuss
sich auf den endgültigen Verlust
von gut 80Millionen Euro euro-
päischer Fördergelder einstel-
len. Das Geld war 2003 im Rah-
men der europäischen Mit-Fi-
nanzierung eines Programms
zugunsten mittelständischer
Unternehmen geflossen, später
jedoch unter Berufung aufUnre-
gelmäßigkeiten bei der Abwick-
lung von der EU-Kommission
zurückgefordert worden. Die
Aussichten, diese Brüsseler Ent-
scheidung vor Gericht zu kip-
pen, sind nunmehr sehr gering.
Der Fall ist vor der EU-Beru-

fungsinstanz, dem Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) in
Luxemburg, anhängig. Dort hat
Deutschland Revision gegen ein
Urteil erster Instanz eingelegt,
wonach die Mittel-Kürzung
durch die Kommission in Ord-
nung ist. So sieht es nun auch
EuGH-Generalanwalt Pedro
Cruz Villalon, dessen Schluss-
antrag den endgültigen Spruch
vorbereitet.
Nach Ansicht des Generalan-

walts ist die Einbehaltung eines
knappen Viertels der ursprüng-
lich genehmigten Summe (337
Millionen) angesichts der festge-
stellten Fehler in der zuständi-
gen Verwaltung – das Erfurter
Wirtschaftsministerium – ge-
rechtfertigt. Sie waren durch
eine Prüfung des europäischen
Rechnungshofs ans Licht ge-
kommen. Auch die Berechnung
der Höhe der Rückforderung
durch die Kommission sei sach-
gerecht. Dieselbe Empfehlung
sprach Cruz Villalon für einen
parallelen Fall aus, der Förder-
gelder für das Land Berlin be-
trifft. Dabei geht es umknapp 13
MillionenEuro.
Die Urteilsempfehlung des

Generalanwalts bindet das Ge-
richt nicht. In der Regel folgt es
jedoch demGutachter.

Taubert: Kein
Geld mehr an
Kali und Salz
Erfurt. (mar)DieEinstellungder
Zahlungen Thüringens an den
Düngemittelhersteller Kali und
Salzhat SPD-Spitzenkandidatin
Heike Taubert verlangt. Grund
ist dieWeigerung vonK+S, sich
zu den aufgetauchten Kopien
des Kali-Fusionsvertrages zu
positionieren. Taubert sieht die
Geschäftsgrundlage mit Ka-
li+Salz in Frage gestellt, wenn
die vorliegenden und von der
TLZ im Internet veröffentlich-
ten Kopien authentisch seien.
Die Zahlungen an den Konzern
müssten bis zur Offenlegung des
Vertrages und der Freigabe der
damit zusammenhängenden
Dokumente ausgesetzt werden.
Den Bund forderte sie auf, die
Altlastenfinanzierung neu zu
verhandeln. Berlin müsse Klar-
heit darüber schaffen, inwieweit
das Land bei dem Vertragsab-
schluss über die Altlastenfinan-
zierung imUnklarenüber die In-
halte des Kali-Fusionsvertrages
war, unterstrich sie ihre Forde-
rung nach Transparenz.


